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1 


Die hier folgenden Betrachtungen haben keine bloße Kritik des 
öſterreichtſchen Vereinsgeſetzes zum Zwecke. Ich hätte wohl überhaupt 
gerne bie Unterſuchung desſelben vermieden, wenn ſie nicht das Me⸗ 
dlum bilden würde, durch welches ich die Aufmerkſamkett der Fach⸗ 
kundigen auf Momente hinleiten wollte, die meiner Meinung nach bei 
den dringend gebotenen Entwurfe eines neuen Bereinägefehes elnige 
Berückfichtigung finden ſollten. 

Indem ich alſo ſofort auf jene Momente einzugehen verſuchen 
werde, aus denen erhellet, daß der Umfaug der Wirkſamkeit unſeres 
gegenwärtigen Vereinsgeſetzes nicht ganz richtig eingegrenzt worden iſt, 
beabſichtige ich im weiteren Verlaufe dleſer Abhandlung einige Be⸗ 
stimmungen desſelben zu unterſuchen, die, wie mir ſcheint, weder mit 
der wahren Natur des Vereinsweſens vereinbar find, noch für das 
Aufſichtsrecht des Staates, zu deſſen Wahrung fie im Grunde gegeben 
wurden, eine nennenswerthe Bedeutung haben. 

Erſt hiernach durfte ich die Ergebniſſe meiner Forſchungen über 
den Grund der Vereine, ihre Affmität zum ſtaatlichen Organismus, 
dann über die naturliche Unterſcheidbarkeit derſelben vorbriligen und 
angeſichts ihrer drohenden Disformatton auf jene Mittel hinwerſen, 
welche, wenn auch eine ſtrenge, unmittelbare und conſequente Beauf- 
ſichtigung e doch der Freiheit, der Entwicklung und der 
Handlungsfähigkekt dieſer autogoneu Inſtitute keinerlei Abbruch thun 


werden. 


Sowie die ausländiſche Geſetzgebung, hat auch das ihr ganz 
nachgebildete öſterreichiſche Vereinsgeſetz Vereine und Geſellſchaften, die 
auf Gewinn berechnet find, daun alle Vereine für Bank., Credit- und 
Verſicherungsgeſchäfte, Rentenanſtalten, Sparcaſſen und Pfandleihauſtal⸗ 
ten von ſeiner Wirkſamkeit ausgeuonnmen und fie beſonderen Geſetzen 
unterſtellt. (9H 2 des Gej. vom 15. November 1867.) 

Diefe fo unbedingte Ausſchließung von Erwerbavereinen hak aller⸗ 
dings einen wiſſenſchaftlichen Grund, deſſeu Gewicht ich uicht verkenne. 
Soctetäten, deren Aufgabe es iſt, mit gemeinſamen Mitteln das indi⸗ 
viduelle Intereſſe jebed einzelnen Mitgliedes zu befriedigen, ließen ſich 
ſchwer in ein Geſetz einbeziehen, deſſen Gegenſtand ſorſale Vereintgun⸗ 
gen find, die ihre Krafte und Orgauſſation einem dauernden, nicht 
innerhalb des Intereſſenkreiſes der einzelnen Mitglieder liegenden Zwecke 
hingeben. Wenn auch die Natur beider das allgemeine Beſte berühren 
ſollte, fo waren es bei dieſen drch nur privatrechtliche Verhältniſſe, 
für welche der Staat ſich veranlaßt ſehen mochte, eine geſetzliche Ord⸗ 
nung aulzuſtellen, während jene ſich ihrer öffentlichrechllichen Bedeu⸗ 
dung. wegen poſitive Normen herauserzwungen haben. 

Trotzdem wäre etz aber wichtig geweſen, den § 2 detz Veremg⸗ 
geſehes nicht ſo ausnahmslos binzuftellen, und alfo Vorſchnße, Maga⸗ 
zinsvereine, trades unions und Productiv⸗ Societäten, welche ihren 
Ausfluß in der unaufhaltbar vorſchrektenden Glaffenbewegung haben, 
und denen in dem beporſtehenden Claſſenkampfe eine fo wichtige Rolle 
zugedacht iſt, daß moͤgltcherweiſe alle gegenwärtigen ſoetallſtiſchen 
Vereine mit einem Schlage in dergleichen Inſtitute zer⸗ 
fließen können, — von deu jedenfalls strengeren Verfügungen des 
Vereinsgeſetzeß auszunehmen und einem Geſetze zu unterſtellen, das fie 
vermöge ſeiner eivilrechtlichen Natur entsprechend zu überwachen nicht 
geeignet iſt. 

Liegt ſchon in diefer Erwägung allein ein Grund gegen die Faſ⸗ 
fung des $ 2, fo kaun ich mich auch des weiteren Bebenfend gegen 
ſeine, die überſpannende Dynamik des Vereinsgeſetzes ſchädigende Ver⸗ 
fügung nicht entſchlagen, weil leicht beobachtet werden kann, daß «6 
heute ſchon eine Meuge von Erwerbsgeſellſchaften auf Actten, oder mit 
nicht geſchloſſener Mitgliederzahl gibt, und es deren in der Zukunft 
weitaus mehr geben wird, die unabhängig von ihren prkvatrechtlichen 
Aſſoclattonsgrunde, einen fremden, das Staatömefen berührenden Zweck 
unterſtützen, und alſo mit dem Gewinne, den ſie erzielen, ober den 
Verkehromikteln welche fie ſchufen, in paſſagerer Weiſe einen Zweck 
begünſtigen, der, mem fie ihn ſtatutariſch geſetzt hätten, fie zwingen 
wurde, ſich den Anordnungen des Vereinsgeſetzez zu unterwerfen. ren 


für hatte alſo jedenfalls ſchou in dem Vereinsgeſetze Vorfdrge getroffen 


werden ſollen, als man die Vorſchuß⸗ und Creditvereine, dann die 
Erwerbsgefellſchaften von dieſem Geſetze auszunehmen und Bloß unter 
die Dictatur eines faſt ausſchließlich die Societät regelnden und daher 
unt das innere Verfaſſungerecht dieſer Vereine behandelnden Geſetes 
zu ſtellen beſchloſſen hat. 

So haben wir den Fall ſehen können, daß em Bankinſtitut einen 
nationalen Arbetlerverein dotirt hat, und jo nehmen wir, ohne eben 
bis zum Beweise zu gelangen, Fälle wahr, in denen Vereine von 
höchſt bedenklicher Wirkfamkeit durch andere außer dem 


— 46 
Bereinsgejebe ſtehende Geuoſſenſchaften unterſtützt 
werden, ohne daß es moglich wäre, dieſe hiefür verantwortlich zu 
machen. 

aß die hier von mir angeregte Beſorguiß prakttſche Bedentung 

habe und der Wachſamkeik der deutſchen Legislation nicht entgangen 
ift, findet feinen Beleg in dente d 28 des Geſeßen für den norddenk⸗ 
ſchen, Bund vom 20. Junt 1868, betreffend die pripatrechtliche Stel⸗ 
lung der Erwerbs⸗ und Wirtbſchaftsgenoffenſchaften. Er lautet: 
4 „Mitglieder des Vorſtandes haben wenn ihre Haudlungen guf 
aͤndete, als in dem eegeuwärtigen Geſetze erwähnten geſchäftlichen 
Zwecke gerichtet ſind, oder wenn fie in der Generalverſammlung die 
Erörterung von Auträgen geſtatteu oder nicht hütdern, welche auf öf⸗ 
fentliche Augelegenheiten gerichtet find, deren Erörterung unter dle 
Laubeögeſege über das Verſammlungs⸗ und Vereinsrecht fällt, eine 
Geldbuße bis zu 200 Mthlr. verwirkt.“ 

Gleichlautend damit iſt die Beſtünmüng des bairiſchen Geſetzes 
über dieſen Gegenſtand im Artikel 27. 7 

Die öſterreichiſchen, aus den eben eitirlen Geſetzen meiſt ge⸗ 
ſchöͤpften Referenteuentwürſe zu eiuem Geuoſſeuſchaftsgeſeße haben hie⸗ 
von zwar im § 148 Notiz genommen, aber fe haben die nicht aus⸗ 
reichende Beſtimummg der norddeulſchen Geſeßgebung durch eiue vagele 
Faſſung noch mehr abſchwächen zu ſollen geglaubt und alſo die enge 
Wechſelbeziehung der Erwerbsinſtitute zu dem Vereinsgeſetze, welche 
Schon in dieſem möglichſt klar zu machen war, nicht ſcharf und auf 
fällig hervorgehoben 

Ja, in den Entwürfen der Geſetze für Aectlengeſellſchaften und 
Commanditgeſellſchaften auf Aetien und über Verficherungsgeſellſchaften 
iſt jenem auf das Ueberwachungsrecht der Vereine fo einflußreichen 
Umſtande durch gar kein cavirendes Moment eutgegen getreten worden. 

Ferner gibt die durchaus wicht tiefgefaßte Unterſcheidnng unſeres 
Geſetzes vom 15. Mopember 1867 in politiſche und nicht poli— 
tiſche Vereine den Anlaß zu after Betrachtungen. 

Es theilt dieſe Unterſcheidung mit den mefften dentſchen Gefepen, 
nur haben jene ſtatt des Wortes „politiſch“ eine Bezeichnung gewählt, 
die noch unzuverläſſiger iſt, indem fie die Vereine in ſolche theilen, 
die ſich auf „öffeutliche Angelegenheiten“ und iu ſolche, die ſich auf 
andere Angelegenheiten beziehen. 

Ich werde weiter unten den Beweis erbringen daß es iu der 
Natur jedes Vereines liege, ſich mit einer Staatenufgabe zu beſchäfti⸗ 
gen, und daß ſich keiner denken läßt, deſſen Zwack nicht ein poljtiſcher 
wäre; hievon find ſelbſt die Vereine für gefellige Unterhaltung nicht 
urögefchloffen , welche immer einen Bildungszwecf verfolgen, wenn ſte 
auch durch ihre Mittel nicht pofitw und unmittelbar denfelben zu ver⸗ 
wirklichen im Stande find. 

Das Unterſcheidungsmerkmal des öfterreichiſchen Geſetzes iſt alſo 
kein discerntrendes. 

Im Grunde wollte und will man die Vereine in zwei Katego⸗ 
rien getheilt wiſſen; in jene, welche der öffentlichen Ordnung und dem 
Staaksweſen aller Wahrſcheinlichkeik nach nicht gefährlich werden dürf⸗ 
ten, und iu ſolche, welche megei des ftaatlichen Gegenſtaudes, mit dem 
ſie ſich befaſſen, Leicht gefährlich werden töumen; den einen 
konnte ein gewiſſes Maß der Freiheik eingeräumt werden, die letzteren 
will mau in ihrer Haudluugsfähigkeit beſchränkeu. 

Weil aber gerade dieſe Auffaffung des Vereinsweſens eine vage 
und undurchſichtige iſt, fo kam es dahin, daß überall, wo fie herrſchte, 
die Geſetzgeber in außerordentlicher Verlegenheit waren, fie in dem 
Geſetze zum klaren Ausdrucke zu bringen 

So konnte es alſo geſchehen, daß wir weder eine juriſttſche For⸗ 
mel für die ganze Kategorie von Vereinen, die man eigentlich gemeint 
hat, befigen, noch daß überhaupt ein genaues und umfaſſendes Syſtem 
dieſer Vereine bis jegt zu Staude gekommen iſt. 

Ein jo theoretiſches Gepräge die eben erorterte Frage haben mag, 
0 „fort praktiſch ſind die Erfolge geworden, die ſich aus ihrer unzits 
denden Lößeng ergeben haben; ja, es find bei faſt allen Entſchei⸗ 
duugen, welche ſich auf die Unterſcheidung der Vereiusquglificatkon be⸗ 
zogen haben; die divergenteſten Votantenauſichten zu Tage gekommen. 

Die Unklarheit der Auffaſſungen über dieſe Hauptfrage und alſo 
ihre praktiſche Wichkigkeit hat ſich auch in der höchſt auffallenden Er⸗ 
ſcheinung gezeigt, daß die Behörden es den Vereinen überlaſſen, ſich 
als politiſche oder nicht politiiche zu conſtituiren, und daß fie Anzeigen 
über Vereinsbildungen hinnahmen, ohne auf eine ausführliche und 
exacte Bekanntgabe des Vereinszweckes zu dringen. So iſt mir z. B. 


| ftitutrte ſich als nicht politiſcher Verein 


Abgang an der 


ein Fall erinnerlich, daß ein Verein, der in feinem Statute als Zweck 
„die Beſſerung der materiellen Lage der Arbeiter“ und nichts weiter 
angegeben halle, zu keiner geugueren Ausetnanderſetzung desſelben und 
der hlezu beabſichtigten Unternehmungen verhalten worden tft. Er con⸗ 


Ee 
Durch alle Beſtimmungen des Vereinsgeſetzes weht dabei doch 
ein Hauch jenes bevormundenden Gelſtes, der in den Schöpfungen der 


Neuzeß ſich als unerwünſcht und illegitim erwiefen hat; — die ges 


wiſſe Poltzeimaxime, der der einzelne Fall für das Allgemeine gilt, 

Ein ſolcher Standpunkt iſt gerade in dieſer legislativen Schö⸗ 
pfung zu beklagen und wir begegnen ihm in den überall bekundefen 
Vorſichten, in der bei jedem Abſatze zu Tage tretenden Beſorguiß und 
in der Wiederholung der Bedingungen, unter deuen die Vereine ihrer 
Auflöſung gewärtig ſein muſſen. 5 

Dieſes polizeiliche Radical haben die geſetzgebenden Körper nicht 
zu neutraliſiren vermocht und der Gedanke, welcher ſich eigentlich bei 
jedem modernen Vereinsgeſetze herausxingen ſoll, — daß das Affocla⸗ 
tionsweſen feine Spitze uicht gegen den Staat kehren kaun, — findet 
darin nicht die mindeſte Bekräftigung. 

Zwanzig Jahre nahezu nach dem Juslebentreten der meiſten 
deutſchen Geſetze über das Verelnsweſen, nach einem Zeitraume, der 
das Erfahrungsmaterial rieſenhoch angehänft halte, und während deſſen 
die Bedeutuugsloſigkeit gewiſſer' geſellſchaftlicher Erſchetunngen ſo oft 
klar geworden iſt, nach zwauziglähriger Wirkſamkeit deutſcher Geſegze, 
welche der Bildung und Thätigkeit der nicht politiſchen Vereine den 
freieſten Spielraum gelaſſen und die Nüßzlichleil dleſer Inſtitute auf 
das Augenſcheinlichſte bewiefen hatte, hätte in Oeſterreich ein Geſeß 
nicht zu Stande kommen ſollen, welches ſtrenger iſt, als ſeiue Vor⸗ 
bilder waren, und das den großen, auf bivjem Gebiete offenkundigen 
Fortfchritten nicht genügende Rechnung trägt. Ein Geſetz ohue elner 
einzigen originellen Verfügung für unſer au origiuellem Verhällniſſen 
fo zeichen Vaterland! 

Darau mag wohl der Mangel au Vertranen auf die eigeue Kraft 
nud an Muth, mit neuen Gedanken hinauszutreten, dann aber der 
Umjtand Schuld fein, daß den Erſchermuugen unſeres öffentlichen Lebens, 
dem täglich hervortretenden Bedürfuiſſe und den Thatſachen, die in 
fünfthalbtauſend Vereinen unter unſeken Außen ſich vollziehen, in deu 

iölativen Commiſſtonen weniger Werth beigelegt worden iſk, als 
dieſem oder jenem fremden Gelee, wenn es auch unter anderen, 
Breitegraden, für andere Meuſchen und andere Sitten zu Stande ge⸗ 
kommen war, 


(Forlſetzuung folgt) 


Mittheilungen aus der Prapis. 


Grenze zwiſchen Verwaltung und Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
Nothwendigkeit der inſtan mäßigen Judicatur, Vetpftlehtung des 
Neligionsfondes in Fußſtapfen aufgehobener Klofter. 


Die Stadtpfarrkirche zu A. (in Kärnten) war gegen verſchtedene 
Lieferanten von Kirchenkegutſiteu in nicht nubekrächtliche Verbiudlich⸗ 
keiten gerathen. Das Anbringen dieſer Gläubiger beſtimmte ſchließlich 
die Kircheuvorſtehung, ſich durch das Ordinarkat an die Laudesreg 
rung mit der Bitte zu wenden, daß nicht nur das beſtehende Defi 
aus dem Religionsfonde gedeckt, ſondern überhaupt der knuftig ſich erge⸗ 
bende jährliche Abgang an Kirchenerforderniſſen anf dieſen Fond über⸗ 
nommen werden möge. Der Neligionsfoud ſei hiezu als Nachfolger 
in das Vermögen des Chorherrnſtiftes A., welchem die ganze Exhal⸗ 
tung der Kirche in A. obgelegen war, verpflichtet. Auch jet diefe Ver⸗ 
pflichtung in mehreren — citrteu — behördlichen Erläſſeu anerkannt 
und bis zum Jahre 1859 thatſächlich erfüllt worden. 

Die Landesregternng erkannte hierüber: „Der Neligionsfond habe 
den fraglichen Beitrag früher lediglich in ſeiner Eigeuſchaſt als Patron 
der Kirche in A. geleiftet, durch das neue Landesgeſez über die Kirchen⸗ 
concurrenz ſei dieſe Yattonatfie Verpflichtung entfallen und anf das 
Kirchenvermögen; beziehungswelſe die Pfarrgemefude, übergegaugen.“ 
Da nun nachweisbar zwar nicht die Kirche in A., wohl aber deren 
fünf Sffinlen jährliche Caſſeüberſchüſſe anfwieſen, fo wurde entſchieden: 
„daß das angezeigte Deſtelt und der weiter id, ergebende jährliche 
che in A. aus den Caſſebeſtänden ihrer Filialen — 


nach Maß diefer Beſtände — jubffbifte aber nach § 11 des ettirten 
Landesgeſetzes von der Pfarrgemeinde A. zit bedenken ſei“. 

In dem von der Kirchenvorſtehung gegen dleſen Regierungserlaß 
ergriffenen Recurſe wurde geltend gemacht: die fragliche Verpflichtung 
des Religionsfondes beruht nicht auf bdeſſen Patrongt über die Kirche 
in A., ſondern ansſchließlich auf der Thatſache, daß anf dieſen Fond 
das Vermögen der Stiftes A,, welch letzteres zur Erhaltung der ihm 
incorporirten Klrche in A. verpflichtet war übergegangen fer, es ſtelle 
ſich ſomit dieſe Verpflichtung als eine auf einem privatrechtlichen Ittel 
rnhende dar, welche nach § 1 del Landesgeſetzes vom 28. Mai 1888 
vor Allem erfüllt werden müſſe, da fie die mir ſubfibiäre, lediglich 
auf dem Geſetze ruhende Verpflichtung des Kirchen- (beziehungsweiſe 
Fillalktrchen⸗) Vermögens ausſchlleße. * 

Die einvernommene Finanzprocuratur war der Auſicht, daß aller⸗ 
dings die Snbventionsverbindlichkeit zugleich mit den eingeßogenen 
Stiftegutern auf deu Relſgionsfond übernommen worden ſei — daß 
aber dieſe Verbindlichkeit nur gegenüber dem ganzen, aus Mutter- und 
Tochterkircheu beftehenden Complexe vorhanden fer und daher den Der 
ligtansfond in jo lange nicht belaſte, als noch das Vermogen dieſes 
kirchlichen Compleres dare che. 

Anf Grund dieſer Actenlage entſchied der Mimiſter für Cultus 
und Unterricht mit Erlaß vom 9. April 1870, 8.2098: „Der ange⸗ 
fochtene Erlaß erſcheint in in weit vollkommen begründet, als er die 
dem Religionsfond angefonneue Beſtreſtung der Abgänge au den 
Kircheuerforberniſſen abgelehnt hat. Denn es iſt nicht nur an I) un⸗ 
richtig, daß alle auf deu eingezogeuen Vermögeuſchaften haftend gewe⸗ 
jenen Widmungen und Verbindlichletten ohne jede weitere Unterſchei⸗ 
dung auf den Religionsfoud übergegamgen ſeten, fondern et iſt im 
vorliegenden Falle auch zur Eytdenz klar, daß die früher aus dem 
Religionsfonde zu Gunſten der Kirche in A. geleifteten Subventionen 
zu Kircheuerforderniſſen lediglich anf dem Titel des übernommenen 
Patronates ruhten und ſomit ſeit dem Landesgeſetze vom 28. Mar 
1863 nicht länger geſchuldet werden“. 

„Wag dagegen die andern Punkte des angefochtenen Erlaſſes, 
insbeſoudere die zu Laſten der Filialkirche und der Pfarrgemeinde ger 
troffene Entſcherdung über die Verpflichtung zur Deckung der beite 
hendeu und weiterhür ſich ergebenden Abgänge an den mehrerwähnten 
Kirchenerfordermiſſen anlautge, ſo mühe ihretwegen allerdings der Erlaß 
aufgehoben und verordnet werden: „daß üer die Frage, wer zu 
den bezüglichen Beſtreitungen geſetzlich verpflichtet ſei, eine unter Zu⸗ 
ztehung aller Beteiligten zu pflegende Verhandlung einzuleiten und 
ſohin inſtauzmäßig zu entſcheiden ſei.“ 

„Denn wie ſchon aus der Art, in welcher die bisher abgeführte 
Verhandlung angeregt und weitergeführt wurde, zun Genüge erhellt. 
handelte es ſich Piehl nicht unt die Entſcheldung, welche von den 


gefetzlich alg goncurrengpflichtig erklärten Parteien in dieſem concreten 


Falle die Beitragsverbendlichkeit treffe, ſondern lediglich um die admi⸗ 
niſtrative Maßregel, ob dem von der Kirchenvorſtehung geſtellten Au⸗ 
ſinnen als einem rechtlich begründeten zu entsprechen ſej. Die Landes⸗ 
behörde hatte ſonach nicht als abminiſtratire richterliche In⸗ 
ſtanz in Kircheneoncurrenzſacheu, ſondern lediglich als Vertretung der 
einen conenrrenzpflichtigeu Partel, dei Religiouöfondes, zu interveniren, 
fie hatte ſich ſonach auf die Beantwortung der Frage nach der dem 
Relegronsfonde obliegenden Subventtonspflicht zu beſchränken, nicht 
aber — der Concurrenzverhandlung, den Erklärungen der anderen Ins 
tereſſenten und der Entſcheidung der erſten Inſtanz vorgrelfend — 
darüber zu verbreiten, wer die von dem Religionsfonde abgelehute 
Leiſtung auf ſich zu nehmen habe.“ (Gerichtazeitung.) 


Aerariſche Salzſudhäuſer ſind als „öffentliche“ Gebäude im Sinne 
der Bauordnung anzufehen. 


Ueber Einſchreiten der Salinenverwaltung in E. hat die Bezlrks⸗ 
hauptmannſchaft in G. derſelben nach vorausgegangener commiſſtoneller 
Localerhebung, welcher auch die Gememdevorſtehung E. beigezogen war, 
die Bewilligung zur Erbauung eines neuen ärakiſchen Salzſudhauſes 
ertheilt. 0 

Gewiſſe Bedingungen, au welche dieſer politiſche Bauconſens, 
hauplſächlich über Begehren der Gemeindeverkretung geknüpft war, ver⸗ 
anlaßten die gedachte Salinenverwaltung, den Necurs an die Statt⸗ 
halterei zu ergreifen, welche in einem für die Salmenverwaltung gün⸗ 
ſtigen Sinne zu eutſcheiden fand 
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0 110 ben ch E., Be: 105 been nicht beruhigen zu können 
glaubte, wendete ſich num an den Landetzausſchuß und e ich deſſe 
Einflußnahme. } To A a ein 

Der Landesausſchuß griff die Sache zwar auf, jedoch Tebiaflı 
vom Standpunkte der Competenzfrage. 5 fe Me 15 
an die Statthalteret, daß ein Salzſudhaus als kein öffentliches Ge⸗ 
bände, ſondern nur als ein Fabrlkögebäude ür Händen des Staates 
betrachtet werden kann ſomit auf die Erbauung eines ſolchen Haufe 
der § 35, b. 1 der oberöfterreichtichen Bauordnung vom Jahre 1867 
nicht anzuwenden fet, weßßalb er die Gememde Ea gleichzeitig aufge⸗ 
fordert habe, rückfichtlich biefes Baues als Baubehörde erſter Inſtanz 
das Amt zu handeln. — 

Die Statthalterei erwiderte dem Laudesausſchuſſe, daß fie dieſer 
Auſicht des Landesausſchnſſes nicht beipflichten könne, well das Frage 
liche Sudhaus ſowohl mit Rückficht auf [einen Befitzer, als auch auf 
ſelne Beſtimmung, nach welcher es als Manſpulattonsgebäude fülr die 
Behandlung eines Monopolgegenſtandes, ſohin eines Theiles des 
Staatgeinkommens zu dienen hat, unzweifelhaft den offentlichen 
Bauten im Sinne des $ 35 der Bauorduung vom Jahre 1867 bel: 
zuzählen iſt. 

Gegen dieſe Erwiderung der Statthalteref wurde nun vom Lan⸗ 
desousſchuſſe eine Mlniſterkalvorſtellung eingereicht. Bei Vorlage dere 
ſelben durch dle Statthalteret wurde von dieſer eine Abſchrift bei in 
einem ſpeciellen Falle erfioffenen Grlaffes des Finanzminiſteriums pro⸗ 
duchtt, wortn wortlich vorkam, daß der Staat die Salinen aus dem 
Titel des Staatshohettzrechtes und nicht jure privatorum beſitze, und 
daß deßhalb die Salzerzeugung als Monopol ansgeübt werde und die 
Salinen die Natur einer Stenerregie haben, durch welche die Mono⸗ 
polsſteuer elagehoben wird. 

Das Miniſterinm dee Innern hat mit Entſcheidung vom 24. Sept. 
1870, g. 13.079, der vom oberöſterreichtſchen Landesausſchuſſe in, 
feiner Vorſtellung geltend gemachten Anschauung über die Jucompetenz 
der 1. f. polttifchen Behorden zur Erthellung des Bauconſenſes rück⸗ 
ſichtlich des von der f. k. Sallnenverwaltung in E. zu banen beab⸗ 
ſichtigten Salzſudhaufes nicht beigepflichtet, „nachdem dieſes Gebäude 
vom Staate ſür Rechnung des Aerars und zu Staatszwecken aufge⸗ 
führt wird, und daher den im § 85 der oberöſterreichiſchen Bauord⸗ 
nung vom Jahre 1867) erwähnten „öffentlichen“ Bauten beigezählt 
werden muß!“. Pf. 


a) Neberfchreitung des Wirkungskreiſes der Gemeinde durch Be⸗ 
ſchräukung eines Gewerbebetriebes. (Anordnung der aus⸗ 
fchlielichen Benutzung des Communalſchlachthofes auch ges 
ce welche eigene fanitätsmäßige Schlachthöfe 

eſitzen. 

b) Berechtigung der politiſchen Behörde zweiter Inſtanz zue von 
der palitiſchen Behörde erſter Inſtauz nicht verfügten Slſti⸗ 
rung eines geſetzwidrigen Gemelndebeſchlüſses. 


Der Fleiſcher Angelo B. welcher ſchon fett mehreren Jahren in der 
Gemeinde P. das Fleiſcherhandwerk betrieb und für fein Gewerbe 
einen eigenen Schlachthof anßerhalb der Stadt erbaut hatte, erhielt im 
September 1869 von der Gemeinde den Auftrag, vom 1. Jänner 
1870 angefangen, nach vollendeter Herſtellung des Communalſchlacht⸗ 
hofes — aus Sanitätsrückfichten ſich nur diefes zu bedienen. B. über⸗ 
reichte eine Vorſtellung an den Gemeindeausſchuß von P., der jedoch 
keine Folge gegeben wurde. 

Als Angelo V. ſich mit einer Beſchmerde an die Bezirkzhaupt⸗ 
manuſchaft in P. wendete, übermittelte dieſe die Eingabe dem Landes⸗ 
ausſchufſe zur Entſcheidung in zweiter Inſtanz mit dem Beifügen, 
daß ſie die Gemeinde P. nicht für berechtigt halte, bei der Ausübung 
eines freien Gewerbes ſo beſchränkende Bedingungen vorzuſchreiben, 
wie das Auflafſen des eigenen Schlachthoſes und die Benützung des 
Communalſchlachthauſes iſt, mdem ſolche durch Sanitätsrückſichten nicht 
geboten find. Ferner bemerkte die Bezirkshauptmaunſchaft, daß die 
Beſchlüſſe der Gemeimde als ungefetzlich zu beheben wären. (Es hat 


) Man vergl.: N. ö. Provinz. G. S. pag. 431, 1637, über die Behandlung 
der Gameratbauten, dan pollt. Gef. S. 1848, pag. 242. In einer Minifterinfenlichel: 
dung vom Jahre 1868 wurde ansgeſprochen, daß „ſolche Bauten aid öffentliche anzu- 
ſehen find, welche der Staat auf Rechnung einer ee d. t. des Aerars, 
ober auf Rechnung eines unter der Verwaltung der Stantabehprden ſtehenden Fondel 


unternimmt“. 


ſich nach den Erhebungen klar berausgeſtellt, daß nicht die geringften 
Sanitätzrückſſchten gegen die Benützung des Schlachthofes des Angelo 
V. geltend gemacht werden konnten.) 

Der Landesausſchuß jedoch beſtätigte die in Beſchwerde gezogenen 
Beſchlüſſe der Gemeindeverkretung von P., weil biefelben gegen kein 
Geſeß verſtoßen, vieluehr auf die beſtandene Uebung zurückzuführen 
beaßſichtigen, welche nicht nur in größeren Städten, ſondern in vielen 
kleinen Orten zur Handhabung der Sanktätspoltzel uöthig erkannt 
wurde. 

Gegen diefe unmittelbar durch die Gemeinde P. bekaunt gegebene 
Entſcheidung ergriff Angelo B. den Recurs an die Staktpalterei, in 
welchem er das Recht zu haben behauptet, in dem über Auordunng 
und mit Bewilligung des Kctegsmintſterums erbauten Schlachthauſe, 
im Grunde der Beſtinunungen der Gewerbeordnung ($$ 32 bis 39) 
das Fleiſchergewerbe unbeanſtändet ausüben zu können, da dieſen Be 
triebe um ſo weniger ein Hinderniß entgegenſteht, als das Schlacht⸗ 
haus eine halbe Stunde von P. entfernt iſt und die Handhabung der 
Sanitätsvorſchriften und die Fleiſchbeſchau dadurch W970 erſcheiut, 
daß er ſich verbindlich gemacht, die die fammtätspolzzellichen Functionen 
im feinem Schlachthauſe ausübenden Gemeindeärzte zu remuuertreu. 

Die Statthalterei erachtete die Beſchwerde des Angelo V. für 
begründet und ſprach ſich in einer Zuschrift au den Landesausſchuß 
dahin aus, daß die Gelneinde P., welcher die Handhabung der San 
tätspolizei obliegt, ihre diesfällige Wirkſamkelt innerhalb der durch all⸗ 
gemeine Geſetze beſtimmten Grenzen zu beſchränken habe, daß biefe 
Grenzen aber überſchritten werden, wenn die Benützung eines beſte⸗ 
henden Privatſchlachthofes verhindert und vorgeſchrieben wird, daß ſich 
die Partei des Communalſchlachthofes bedienen müſſe. Da ein ſolches 
Recht der Gemeinden nicht beſtanden hat und nicht beſteht, erſcheinen 
die Beſchlüſſe der Gemeinde P. ungeſetzlich und fallen unter Die Be⸗ 
ſtimmung des § 92 der Gemeindeorduung (für Iſtrien), weßphalb fie 
von dent Bezirkshauptmanne in P. zu ſtſtiren geweſen wären. Die 
Statthalteret lub den Landesausſchuß ein, die Angelegenheit nochmals 
in Erwägung zu ziehen und etwa die Gemeinde zum Abgehen vou 
ihren diesfälligen Anordnungen zu veranlaffen 

Der Landesausſchuß blieb jedoch bet feiner früheren Auffaſſung 
dee Mefenftandeg. 

Hiernach hat die Statthalterei den Beſchluß der Gemeindevertre⸗ 
P. bezüglich der Benützung des erwähnten Schlachthofes 
88 91 und 92 der Gemeindeordnung als gegen das 
die Freiheit der Fleiſchausſchrottnug geſtattende Gewerbegeſe vom 
Jahre 1859 verſtoßend aunullirt. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte nun der Laudesausſchuß eine 
Miniſterialvorſtellang eiu, worin zunächſt die Competenz der Statt⸗ 
halterer zur Fällung dieſer Entſcheidung und weiters die merktoriſche 
Begründung der letztere angefochten wird In Bezug auf die Com⸗ 
petenzfrage bemerkte er, daß die Bezickshauptmannſchaft in „ aus 
Anlaß der dort eingebrachten Beſchwerde des V. allerdings die Ver⸗ 
fügung der Gemetude, womit V. angewieſen wurde, den Betrieb ſeines 
eigenen Schlachthofes einzuſtellen und ſich des Gemeindeſchlachthofes 
zu bedienen, als mit dem Gewerbegeſetz nicht veretnbarlich erklärt, 
jedoch die Entſcheidung dem Landetzausſchuſſe überlaſſen und hiedurch 
die eigene Competeuz zum Vorgange nach $ 92 der Gemeindeordnung 
abgelehnt habe. Gegenüber dieſer Auerkennumg der Compekenz des 
Landezausſchuſſes war aber dle Statthalterei jelbft un dem übrigens 
nicht zugegebenen Falle, daß ihre Auſicht in meritoriſcher Beziehung 
gerechffertiget gemefen wäre, nicht berechtigt, in eine biesfällige Enk⸗ 
ſcheibung ſich einzulaſſen und muß deßhalb der Vorgang der Statt⸗ 
balterei um fo mehr befremden, als dieſelbe die ihr zugekommene Be⸗ 
ſchworde des V. zuerſt an den Laudesausſchuß zur neuerlichen Prü⸗ 
füng des Gegenſtandes und Aeußerung darüber geleitet, ſomit der 
Voraußſetzung Raum gelaſſei hatte, daß fie ſich zu einer Entſchekdung 
nicht berufen fühle. Damit die Statthalterei eine Entſcheidung in der 
Frage hätte fällen konnen, wäre es nothwendig geweſen, daß die polt⸗ 
tiſche Bezirksbehorde in erſter Inſtauz die Verfugung der Gemeinde 
nach $ 92 der Gemeindeordnung (Landesgeſez vom g. December 1869) 
ſiſtirt hätte, was aber nicht geſchehen 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 23. December 1870, 
3. 18.402, der Vorſtellung des Landesautzſchuſſes unter Berufung auf 
die Gründe der Statthaltereientſcheidung keine Folge gegeben. 

Aus den der Miniſterialentſcheidung zu Grunde liegenden Mo: 
tiven therlen wir folgende mit: 


Dr der k. Wiener Zeitung. 
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„Anbelangend die Frage der Compekenz, ob nämlich das von 
der politiſchen Bezirksbehörde nicht ausgenbfe Siſtirungsrecht (8 92 
Gem. Ordn.) nachträglich in zweiter Inſtanz angewendet werden könne, 
müßte dasfelbe, felbſt wenn die Frage im Allgemeinen nicht bejaht 
werden wollte, im vorliegenden concreten Falle unbedingt det Statt 
halterei zugeſprochen werden, weil die Staatsverwaltung durch ein in⸗ 
correctes Vorgehen der erſten Juſtanz außer Stand geſetzt wurde, das 
Auffichtsrecht zu üben. Der Recurs gegen den Gemeindebeſchluß wurde 
vou V. ganz richtig beim Bezirkshauptmanne überreicht, von dieſem 
aber, obwohl er den Gemeindebeſchluß für ungeſetzlich hielt, den Be⸗ 
ſtimmungen der Gemeindeordnung zuwider, au den Laudesausſchuß 
geleitet, welcher aber nicht befugt war, über die Legalitätsfrage zu 
entſcheiden. Somit iſt es in einem ſolchen Falle wohl nicht zweffel- 
haft, daß das Aufſichts⸗, reſpeetive Stſtjrungsrecht auch noch in zwei⸗ 
ter Inſtanz geübt werden konne. 

In Rückſicht auf das Merktum der Frage, d. h. ob durch den 
ſiſtirten Gemeindegusſchußbeſchluß wirklich eine Gefetzesverletzung ſtatt⸗ 
gefunden hat, iſt zu bemerken, daß, wenn auch in einigen größeren 
Städten factiſch oder auf Grund befonderer Vorſchriften ein Zwang 
zur ausſchließlichen Beuützung der Gemeindeſchlachthöfe beſteht, dies 
doch eben nur für dieſe Orte maßgebend iſt, hingegen aber kein Geſetz 
und keine allgemeine Vorſchrift eriſtirt, wornach die Gemeinde über⸗ 
haupt die Ausübung emes freien oder insbeſonders des Fleiſchergewer⸗ 
bes von der Benützung eines beſtimmten Locale, im gegebenen Falle 
des Gemeindeſchlachthanſes, abhängig zu machen berechtiget wären. 
Auch vom Standpunkte der der Gememde zuſtehenden Localpolizel, 
uud zwar namentlich der Sanitätspolizei, läßt fi der Beſchluß der 
Gemeinde P. nicht rechtfertigen. Denn die Gemeinden haben nach 
§ 27 der Iſtrianer Gemeindeordnung die ihnen int ſelbſtſtäudigen 
Wirkungskreiſe zuſtehende Localpollzei (daher auch in Abſicht auf die 
Geſundheitspflege) nur unter Beobachtung der beſtehenden Geſetze 
handzuhaben. Da ſedoch ſpecielle Sanitälsbedenken, als geſetliche 
Vorausſetzung des Einſchreitens der Gemeiudepoltzei, gegen die Ber 
nützung des Privatſchlachthofes nicht geltend gemacht werden konnten, 
fo hat die Gemeinde P. zweifellos durch ihren Beſchluß die ihr durch 
die beſtehenden Geſetze gezogenen Grenzen überſchritten, indem fte die 
Ausübung eines freien Gewerbes wllllürlich an eine durch kein beſte⸗ 
hendes Geſetz gerechtfertigte Beſchränkung knüpfen wollte.“ W. 


Perſonalien. 


Seine Mojeſtäl aßen dem k. E. Honor. Hegoliongſecrekar Eugen Freiherrn 
v. Ranſonnet den Orden der eiſernen Krone III. GL. verliehen. 

Seine Majejtät haben dent penflonirten Statthaltereſſecretär Carl Zoller 
den Titel 2 agsratbes lapfrei verliehen. 

Der Benanzminifter Hat den Controlor der Innsbrucker Landeshaupkeaſſe Franz 
Hammer zum Gaflebiceeter und den Ahjuneten der Staateſchuldencoſſe Johann 
Bilger! zum Controlor der Landeshaupteaſſe in Innsbruck ernannt. 

Der Miniſter des Innern bat den Bezlekseommiſſaͤr Jofeph Seifert zum 
Bezirkshauptmautte IT. Cl. in Galizien ernannt. 

Der Minifter del Innern hot den Reglerungstoneipiſen Anlon Negruß 
zum Bezirkshauptmanne II. Cl. in der Bncowing ernannt, 

Der k. k. Finonzmlufſter hat inn neuen Organismus der Ftnanzdlreetionen zu 
Finanzrälhen ernannt, und zwar filr bie Binaugbiveckion : 

in 0 den Fiuanzralh Otto Breyer, den mit Titel und Charakter eiues 
Ftnanzrathes hekleideten Flnanzfuſpector und L beramtsbſrector in Linz Anton Lind⸗ 
ner und den Bluanzinunfterialeoneipiften Eduard Kratochwile; 

in Salzburg: den Finanzralh Ignaz Wanke und den quiedchten Finauztath 
Alfred Ellmaurerz 

in Troppau: den mil Titel eines Finaitzrathes bekleideten Finanzinſpector 
und N in Troppau Anton Strauß und den Finanzminiſtertalcguelpiſten 
Jans Baruch; 

im gerne ben bortigen Finanzinwectoy und Amtsditector Franz Stel⸗ 
ner unk ben Fiaznztertrtät Aranı Witenhauler 

in Klagenfurt: ben inanttatd Ernſt Wlatnigg und den Flnanzſecretär 
Joſept Pöhn 

im Baibadı > den Finanzrath Cart bern und ban derzelt bei der ſchleſiſchen 
Ainanzbivestiom im Aserwenbung ſtehenden ungarischen Bınanzrath Aloe Jama; 

in Trieit den inanzralh Otto reiderrn b. Schwarzhuber, den mit Titel 
und berater cles, Anamgratjet hekleibeten Forſtrach Albert Ehterioß, den Finanz 
i de Rinanzbeplifenlserne in Ragusa Richard Hartmann und den Finanz 
nir Joseph Paweſch. 

Der Miniſter des Zanern hat den Bauodjuncten S nen Steinberger zum 
Beyeaieuc für den Staalsaudienſt in Tirol ernannt. 


Erledigungen. 


akjunckeuftelle beim oberöfterteichiſchen Landesansſchuſſe mit dem 
her 500 fl. bis 28. März. (Untsbl. Nr. 72.) 
Bezirtecummiſſärsſtelle und eine praviſoriſche Regierungsconctplſtenſtelle im 
Herzagthnine Salzburg mit 800 fl. Gehall, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 72.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


